
 

 

These 1 
Anfechtbarkeit einstweiliger Anordnungen 
 

1. § 57 FamFG schränkt die Rechtsmittel gegen  Entscheidungen über Anträge auf Erlass 

einer    einstweilige Anordnung zu sehr ein.  

         Ja:  19                     Nein: 0                       Enth.: 0 
 
2. Die einschränkende Regelung soll insgesamt aufgehoben werden, so dass jede auf eine     

mündliche Verhandlung ergangene  Endentscheidung mit der befristeten Beschwerde     

anfechtbar ist.  

         Ja:  12                     Nein:  7                      Enth.: 0 
 
3.    Soweit § 57 S.1 FamFG weiter gilt, soll § 57 S.2  FamFG die Beschwerde ermöglichen 
gegen     
 

a) alle Regelungen zum Umgang 
      Ja:  17                    Nein: 0                           Enth.: 2 
 

b) alle Entscheidungen zur Herausgabe eines Kindes 
      Ja:   18                   Nein:  0                          Enth.: 1 
 

c) die Statthaftigkeit richtet sich in Kindschaftssachen ausschließlich nach  § 155 Abs.1 
FamFG 

      Ja: 5                     Nein:   3                         Enth.: 11 
 

d) Alle Unterhaltsregelungen 
      Ja: 12                     Nein: 6                           Enth.: 1 
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Arbeitskreisergebnis 



 
These 2 
Entscheidung ohne mündliche Verhandlung (§ 68 Abs.3 S.2 FamFG) 

 
1. Im Hinblick auf die Bedeutung des  Unmittelbarkeitsgrundsatzes bedarf eine Regelung,   
die eine Entscheidung ohne mündliche Verhandlung  auch gegen den Willen der Beteiligten 
zulässt,   einer restriktiven Fassung und Auslegung.  
 
 Ja:  16                            Nein:  2                Enth.:  1 
 
2. In allen familienrechtlichen Beschwerdeangelegenheiten ist mündlich zu verhandeln,        
wenn die Beteiligten nicht mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren    einverstanden 
sind. 
 
Ja:  10                            Nein:  7                Enth.: 1 
 
3. In allen Beschwerdeverfahren über Fragen  der elterlichen Sorge und / oder des 
Umgangsrechts ist mündlich zu verhandeln. 
 
    Ja: 11                       Nein:   7                   Enth.: 1 
 
4. Bei Beibehaltung der Regelung des § 68 Abs.3 S.2 FamFG:    
a) ist zu beachten, dass in familiengerichtlichen Verfahren in der Regel bei  
der Durchführung einer mündlichen Verhandlung neue Erkenntnisse zu  
erwarten sind.  
 
    Ja:  12                      Nein:    1                   Enth.: 6 
 
b) bedarf es eines vorherigen umfassenden Hinweises 
    - auch in FG – Familiensachen 
 
    Ja:  19                      Nein:    0                   Enth.: 0 

 
 

These 3  
Rechtsbehelfe gegen Kostengrundentscheidungen 

 
1. Es bedarf einer einheitlichen Regelung für alle familienrechtlichen Verfahren 
 
Ja:   18                    Nein:  0                    Enth.: 0 
 
2. Die isolierte Anfechtung der Kostengrundentscheidung soll auch in den Ehe- und 
Familienstreitverfahren statthaft sein sowie in den Verbundverfahren. 
 
Ja:   13                   Nein: 2                     Enth.: 3 
 
 



3. Eine einheitliche Regelung soll sich an den Bestimmungen der sofortigen Beschwerde 
gegen Kostenentscheidungen in §§ 567ff ZPO anlehnen. 
 
Ja:  16                   Nein: 0                     Enth.: 2 
 
 

These 4 
Beschwerdefristen, Wiedereinsetzung 

 
1. Der Antrag auf Wiedereinsetzung in die Versäumung einer Frist zur Einlegung oder 
Begründung einer Beschwerde ist bei dem Gericht anzubringen, bei dem die Frist versäumt 
wurde.   
 
Ja:  18                    Nein:  0                        Enth.: 0 

 
These 5 
Rechtsbehelfsbelehrungen 

 
Die Qualität der Rechtsbehelfsbelehrungen bedarf - dringend – der Verbesserung. 
 
Ja:   17                         Nein: 0                        Enth.: 1 

 
These 6 
Anschlussbeschwerde 

 
Der Arbeitskreis versteht die Bestimmung des § 145 Abs.3 FamFG so, dass ein Ehegatte den 
Scheidungsausspruch auch dann nicht mit der Anschlussbeschwerde anfechten kann, wenn 
sich zuvor der andere Ehegatte der Beschwerde des Versorgungsträgers mit einer eigenen 
Anschlussbeschwerde angeschlossen hatte.  
 
Ja:    17                    Nein:   0                   Enth.: 1 

 
 

These 7 
Die Nichtzulassungsbeschwerde (NZB) 

 
1. In Familiensachen soll die NZB statthaft sein 
 
Ja:  12                        Nein:  5                     Enth.: 1 
 
2. Die Zulassungsvoraussetzungen der NZB sollen im FamFG und in der ZPO einheitlich 
geregelt werden. 
 
Ja: 17                         Nein:  0                     Enth.: 1 

 
 
 



These 8 
Beschwerdeberechtigung 

 
Die Beschwerdeberechtigung in Kindschaftssachen soll sich an der in Art 8 EMRK vermittelten 
Rechtsposition orientieren 
  
Ja:  18                       Nein:  0                 Enth.: 0 

 
These 9 
Rechtsmittel im vereinfachten Verfahren 
 

Die Zulässigkeit einer Beschwerde gegen einen Feststellungsbeschluss ist nicht von einer 
Begründung abhängig. 
 
Ja:  16                     Nein: 1                   Enth.: 1 

 
 

 


